
Parteichef, aber er rüstet sich bereits für
den kommenden Machtkampf und die
Zeit danach. In der Parteizentrale errich-
tet Lindner in diesen Wochen neue Struk-
turen. Künftig wird er nicht nur über ein
Kampagnenteam verfügen, sondern auch
über eigene Abteilungen für Organisa -
tion, Entwicklung und programmatische
Arbeit. Er bekommt seinen eigenen Pla-
nungsstab, die Stellenausschreibungen da-
für sind öffentlich. Lindner will unabhän-
gige Leute an sich binden, niemanden aus
Westerwelles Lager. 

Der Parteichef lässt seinen General -
sekretär gewähren. „Westerwelle ist nicht
so doof, Lindner zu bremsen“, sagt ein
FDP-Regierungsmitglied. „Er hat erkannt,
dass er mitmachen muss, um überleben
zu können.“

Der Wechsel von der Steuersenkungs-
partei zur Partei des mitfühlenden Libe-
ralismus ist allerdings nicht ganz einfach.
Viele in der Partei wollen von den alten
Konzepten noch immer nicht lassen.
„Das Ziel der Steuersenkungen ist unver-
ändert richtig“, sagt der liberale Wirt-
schaftsminister Rainer Brüderle (siehe In-
terview Seite 95). Die Mittelschicht zu
entlasten bleibt „ein Herzensanliegen“.

Im Arbeitskreis II der Fraktion, der für
die Wirtschafts- und Finanzpolitik zustän-
dig ist, wurde in der vergangenen Woche
eine Idee entwickelt, die beide Positionen
versöhnen könnte: Man will Steuer-
schlupflöcher schließen, die Niedrigver-
diener nicht betreffen. Faktisch ist dies
zwar auch eine Steuererhöhung, aber es
macht das Steuersystem auch einfacher.
Und das haben die Liberalen immer ge-
fordert. Selbst der Finanzexperte Her-
mann Otto Solms, der bislang verbissen
am alten Steuerkonzept festhalten wollte,
erklärte sich einverstanden. 

Auch in anderen Bereichen versuchen
die Liberalen, ihr Oberklasse-Image mit
neuen Akzenten zu korrigieren. FDP-
Fraktionsvize Miriam Gruß fordert, den
Spitzensatz beim Elterngeld von 1800 auf
1500 Euro abzusenken. Betroffen wären
die Besserverdiener. Zudem soll der Fi-
nanzmarkt stärker reguliert werden, vor
allem jüngere Liberale fordern das. „Für
uns ist der Finanzplatz Frankfurt keine
heilige Kuh“, sagt ein Finanzpolitiker. 

Das entscheidende Datum für Wester-
welle ist die Landtagswahl in Baden-Würt-
temberg im März kommenden Jahres. Bei
einem Debakel der FDP wäre er weg.

Aber auch ein früherer Sturz ist denk-
bar, falls die Umfragewerte der Liberalen
im Spätherbst immer noch im Keller sind.
Es könnte die einzige Chance sein, die
Stimmung in Baden-Württemberg noch
zu drehen. Das Argument, das Amt des
Parteichefs dürfe nicht von den Regie-
rungsämtern getrennt werden, wird Wes-
terwelle dann nichts mehr nutzen. Er
muss dann eben alle Ämter aufgeben.

RALF NEUKIRCH, MERLIND THEILE

So ein Leben als Bundesanwalt kann
ziemlich frustrierend sein. Erst recht,
wenn der Fall, an dem man gerade

arbeitet, 33 Jahre alt ist. Und auch die
Zeugen 33 Jahre älter geworden sind. Die
Zeugen im Fall Verena Becker.

Am 26. Juni 2009 ruft Walter Hember-
ger, Ermittler der Bundesanwaltschaft in
Karlsruhe, mal wieder bei Frau K. an.
Frau K. hat sich 1977, nach dem RAF-An-
schlag auf Generalbundesanwalt Siegfried
Buback, bei der Polizei gemeldet. Sie gab
damals zu Protokoll, dass sie einen Tag
vor dem Mord ganz sicher Verena Becker
gesehen habe: in einem VW-Käfer am
Karlsruher Schlosspark, in einer Park-

bucht, im Gespräch mit zwei Männern,
bei denen es sich sehr wahrscheinlich um
den Terroristen Günter Sonnenberg und
möglicherweise um den Terroristen Knut
Folkerts gehandelt habe. Und so wie Frau
K. das schilderte, konnte man daraus den
Schluss ziehen, dass Verena Becker un-
mittelbar am Attentat beteiligt war. Als
Späherin, ganz nah am späteren Tatort.

Deshalb klingelte also bei Frau K. vor
einem Jahr das Telefon. Nachdem das
Verfahren gegen Becker 1980 eingestellt
worden war, ermittelt die Bundesanwalt-
schaft seit April 2008 erneut gegen die

Ex-Terroristin in Sachen Buback. Die Aus-
sage von Frau K. von 1977 gilt da nun als
wichtig. Doch die Zeugin, heute 64, ist
keine Hilfe. Das Ganze sei doch schon so
lange her, sagt Frau K., sie könne sich
nicht mehr erinnern. Nein, sie habe zwar
noch mal nachgedacht, aber ihr sei wirk-
lich nichts mehr dazu eingefallen. Außer-
dem sei sie ja krank. Der ernüchterte
Hemberger notiert hinterher, eine neue
Vernehmung sei nicht sinnvoll. Eine tote
Spur also? Das hätte man zumindest mei-
nen können.

Umso überraschter waren daher Be-
ckers Verteidiger, als sie vor zwei Mona-
ten die alte Geschichte von Frau K. in

der Anklageschrift wiederfanden. Darin
wollen die Bundesanwälte nachweisen,
dass Becker den Anschlag nicht nur klar
befürwortet hat, wie der ganze RAF-Kern
im Frühjahr 1977, sondern dass sie opera-
tiv beteiligt war: wenn schon nicht auf
dem Motorrad, von dem aus Buback und
zwei Begleiter erschossen wurden, dann
eben vorher. Eine Mittäterin also.

In der vergangenen Woche haben nun
Beckers Anwälte Hans Wolfgang Euler
und Walter Venedey mit ihrer Replik auf
die Anklage zu erkennen gegeben, wie sie
ihre Mandantin verteidigen wollen. Der
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Tote Spur
Die frühere RAF-Terroristin Verena Becker soll bald als Mittäterin

vor Gericht stehen. Doch die Replik ihrer Anwälte auf die 
Anklage verstärkt den Eindruck: Die Beweise sind eher schwach. 

Tatort des Buback-Anschlags 1977 in Karlsruhe: Zeugin ohne Erinnerung
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Schriftsatz an das Oberlandesgericht
Stuttgart, mit dem sie beantragen, die An-
klage gar nicht erst zuzulassen, macht da-
bei vor allem eines deutlich: wie schwer
sich die Behörde von Generalbundes -
anwältin Monika Harms tut, eine Mittäter -
schaft nachzuweisen. Und dass ihr zur
Not und in ihrer Not auch Beweismittel
recht sind, die kaum tragen. So wie die
alte Aussage von Frau K.

Das Anwaltsduo hält sich kurz – 19 Sei-
ten Entgegnung auf 78 Seiten Anklage –
und pokert: Zu den meisten Punkten ge-
gen Becker äußern sich Euler und Vene-
dey erst gar nicht, sondern verweisen auf
den Bundesgerichtshof (BGH). Der hatte
kurz vor Weihnachten die Untersuchungs-

haft aufgehoben, weil er keinen dringen-
den Verdacht für eine Mittäterschaft am
Mord sah, nur für Beihilfe. Dass sich mit
Hilfe moderner DNA-Analysen Spuren
von Becker an Bekennerbriefen nachwei-
sen ließen, überzeugte den BGH im De-
zember so wenig wie beschlagnahmte Be-
cker-Notizen von 2008, in denen es etwa
hieß: „Natürlich würde ich es heute nicht
mehr machen.“ Die Notizen ließen sich
nämlich auch anders lesen, und wer die
Bekennerschreiben in der Hand gehalten
habe, müsse deshalb nicht auch gleich am
Attentat beteiligt gewesen sein.

Was danach aus Sicht der Verteidiger
noch übrig bleibt, weil die Ermittler es
erst später vorgelegt hatten, mit der An-
klage, sind nur zwei Dinge: die Aussagen
von Frau K., angeblich der Beweis für
 Beckers Rolle als Späherin. Und das, was
eine Quelle von 1981 bis 1983 dem Bun-
desamt für Verfassungsschutz (BfV) be-
richtet hat. Die Dokumente hatte Innen-
minister Thomas de Maizière erst im
März freigegeben, und auch wenn das

weder die Anwälte noch die Ankläger be-
stätigen: Die Quelle hieß Verena Becker.

Dabei zeigt sich im Fall von Frau K.,
dass sie schon 1977 eine schwierige Zeu-
gin war. Mal sagte sie nämlich aus, sie
habe zu schnell weggeguckt; deshalb kön-
ne sie nicht sagen, ob die beiden verdäch-
tigen Männer in den VW-Käfer gestiegen
seien, zu der angeblichen Verena Becker.
Ein anderes Mal aber gab sie an, genau
dies beobachtet zu haben. Ihre Aussagen
lagen im Übrigen auch bereits vor, als die
Bundesanwaltschaft 1980 des Verfahren
gegen Becker einstellte.

Noch verzwickter ist die Lage aber bei
dem Material, das die Verfassungsschüt-
zer für das Verfahren freigeben mussten.

1980 hatte die in den Papieren ungenann-
te Quelle Becker den Geheimen in langen
Gesprächen die Struktur der RAF aufge-
dröselt. Zum Buback-Attentat, so hieß es
2007 in einer dünnen Behördenauskunft,
habe die Quelle mitgeteilt, dass Sonnen-
berg das Motorrad gefahren habe, RAF-
Mann Stefan Wisniewski vom Soziussitz
geschossen und der Komplize Christian
Klar am Steuer des Fluchtautos gesessen
habe. Für die Ankläger ist die Aussage
eine Stütze ihrer Argumentation, Becker
müsse ganz nah am Kommando „Ulrike
Meinhof“ dran gewesen sein, das Buback
tötete.

Das Problem: In dem 227-Seiten-Pro-
tokoll der Quellen-Befragung kommen
nennenswerte Informationen zum Bu-
back-Attentat nicht vor. Der Komplex
 findet sich nur im Auswertebericht, einer
82 Seiten starken Zusammenfassung der
Aussagen. So notierten es die Bundesan-
wälte schon 2008 in einem Schreiben an
den BGH, ergänzt um den Hinweis, dass
die Beweiskraft der BfV-Unterlagen für

den Buback-Fall daher „eingeschränkt“
seien.

Für die Verteidiger lässt das nur einen
Schluss zu: Wenn Buback im Original
nicht auftaucht, wohl aber in der Zusam-
menfassung des Originals, dann müssten
Teile des Originalprotokolls fehlen – oder
der Becker-Seite vorenthalten werden.
„So ist nicht nachvollziehbar, dass die
Quelle damals nicht gefragt worden sein
soll, was sie selbst am Tattag gemacht
hat“, meint Anwalt Euler und nennt die
Akten „evident lückenhaft“. Als Belas-
tungsmaterial scheide es damit aus.

Solange die Bundesanwälte trotzdem
darauf setzen, dass Becker als Mittäterin
verurteilt wird, sehen sich ihre Anwälte
nach der BGH-Haftentscheidung im Vor-
teil. Sollte es zum Hauptverfahren kom-
men, werde Becker voraussichtlich auch
zur Sache aussagen, kündigt Euler an. Mit
einem Geständnis ist dabei aber wohl
nicht zu rechnen. Schon vor dem Haft-
richter hatte sie behauptet, dass die Bun-
desanwälte ihre Notizen falsch deuteten.

Dabei hat der Bundesgerichtshof den
Anklägern durchaus einen Weg zur Ver-
urteilung aufgezeigt, wenn auch nur we-
gen Beihilfe. Der Befehl „Der General
muss weg“ sei zwar von der RAF-Spitze
gekommen, die in Stammheim einsaß.
Doch Becker habe die Täter bestärkt, den
Befehl auch auszuführen. Dafür sprächen
etwa ihre DNA-Spuren an den Bekenner-
briefen, außerdem die Aussagen von Pe-
ter-Jürgen Boock, dem Einzigen aus dem
engen Kreis der RAF, der heute mit
 Ermittlern über Becker redet. 

Die Boock-Aussagen hatten den Anklä-
gern nicht die zunächst erhoffte Munition
gebracht. Soweit er wisse, habe Becker
nie zu einem Anschlagskommando ge-
hört. Und ihre Rolle bei der Vorbereitung
von Attentaten? Dazu konnte Boock an-
geblich nichts sagen. Ihre Kontakte zu
Wisniewski und Sonnenberg seien übri-
gens nicht sehr eng gewesen. Was sie aber
ausgezeichnet habe, und das könnte Be-
cker nun zum Verhängnis werden, sei ihr
Fanatismus gewesen. Becker sei „keinen
Millimeter“ von der Linie der Stammhei-
mer abgegangen; ihr sei es darauf ange-
kommen, deren Willen draußen in der
Gruppe durchzusetzen. Auch den Be-
schluss, Buback zu töten.

So wie es der BGH im Dezember sah,
reicht das für den dringenden Verdacht
auf Beihilfe zum Mord aus. Denn Becker
habe so das Todeskommando motiviert,
den Plan durchzuziehen. Beckers Anwäl-
te halten mit einem Winkelzug dagegen:
Solange gar nicht bekannt sei, wer die
Täter waren, lasse sich doch nicht bewei-
sen, dass sie sich durch Becker tatsächlich
bestärkt fühlten. Oder noch bestärkt wer-
den mussten. Das aber könnte als Argu-
mentation am Ende doch zu dünn sein:
nicht für die Anklage, sondern für einen
Freispruch. JÜRGEN DAHLKAMP

Deutschland
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Verurteilte Becker 1977, Generalbundesanwältin Harms: Beweiskraft eingeschränkt


